
I.  Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss 

 

58 

breiten, so auch Berichte über die von den zuständigen Organi-
sationen der Vereinten Nationen geleistete Arbeit; 

 b) auch weiterhin Publikationen über die verschiedenen 
Aspekte der Palästina-Frage auf allen Gebieten herauszugeben 
und auf den neuesten Stand zu bringen, so auch Materialien 
über die jüngsten diesbezüglichen Entwicklungen, insbeson-
dere die Aussichten auf Frieden; 

 c) ihr audiovisuelles Material über die Palästina-Frage zu 
erweitern und auch weiterhin solches Material herzustellen und 
zu erhalten und die Ausstellung im Sekretariat zu aktualisieren; 

 d) Informationsmissionen für Journalisten in das Gebiet 
zu veranstalten und zu fördern, so auch in das der Zuständig-
keit der Palästinensischen Behörde unterstehende Gebiet und 
das besetzte Gebiet; 

 e) internationale, regionale und nationale Seminare oder 
Treffen für Journalisten zu veranstalten, die insbesondere dar-
auf gerichtet sind, die Öffentlichkeit für die Palästina-Frage zu 
sensibilisieren; 

 f) dem palästinensischen Volk auch künftig beim Ausbau 
des Medienbereichs behilflich zu sein und insbesondere das 
1995 begonnene Ausbildungsprogramm für das Personal palä-
stinensischer Rundfunk- und Fernsehanstalten und für palästi-
nensische Journalisten zu stärken. 

RESOLUTION 57/110 

Verabschiedet auf der 66. Plenarsitzung am 3. Dezember 2002, in einer auf-
gezeichneten Abstimmung mit 160 Stimmen bei 4 Gegenstimmen und 3 Ent-
haltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/57/L.37 und Add.1, ein-
gebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Brunei Da-
russalam, Dschibuti, Guinea, Indonesien, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Ku-
ba, Kuwait, Malaysia, Malta, Marokko, Namibia, Oman, Pakistan, Saudi-Arabien, 
Senegal, Simbabwe, Somalia, Südafrika, Sudan, Togo, Tunesien, Vereinigte Arabi-
sche Emirate, Palästina. 

* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Antigua und Barbu-
da, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bah-
rain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan, Bolivien, Bosnien 
und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Fa-
so, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische 
Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, 
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Ir-
land, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambo-
dscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Ko-
moren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, 
Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Madagaskar, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mau-
retanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neu-
seeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, 
Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik 
Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, San Ma-
rino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Sey-
chellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spani-
en, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suri-
name, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, 

Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, 
Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik 
Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zypern. 

 Dagegen: Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Verei-
nigte Staaten von Amerika. 

 Enthaltungen: Nauru, Papua-Neuguinea, Tuvalu. 

57/110. Friedliche Regelung der Palästina-Frage 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolutionen, ein-
schließlich der auf der zehnten Notstandssondertagung verab-
schiedeten Resolutionen, 

 sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen des 
Sicherheitsrats, namentlich die Resolutionen 242 (1967) vom 
22. November 1967, 338 (1973) vom 22. Oktober 1973 und 
1397 (2002) vom 12. März 2002, 

 es begrüßend, dass der Sicherheitsrat die Vision einer Re-
gion bekräftigt hat, in der zwei Staaten, Israel und Palästina, 
Seite an Seite innerhalb sicherer und anerkannter Grenzen le-
ben, 

 feststellend, dass seit der Verabschiedung der Resolu-
tion 181 (II) vom 29. November 1947 fünfundfünfzig Jahre 
vergangen sind und dass sich die 1967 erfolgte Besetzung palä-
stinensischen Gebiets einschließlich Ost-Jerusalems zum fünf-
unddreißigsten Mal jährt, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs, der 
gemäß dem Ersuchen in ihrer Resolution 56/36 vom 3. Dezem-
ber 2001 vorgelegt wurde139, 

 erneut erklärend, dass die Vereinten Nationen eine dau-
ernde Verantwortung für die Palästina-Frage tragen, bis diese 
unter allen Aspekten gelöst ist, 

 überzeugt, dass die Herbeiführung einer endgültigen friedli-
chen Regelung der Palästina-Frage, des Kerns des arabisch-
israelischen Konflikts, eine zwingende Voraussetzung für die 
Herbeiführung eines umfassenden und dauerhaften Friedens im 
Nahen Osten ist, 

 sich dessen bewusst, dass der Grundsatz der Gleichberech-
tigung und der Selbstbestimmung der Völker zu den Zielen und 
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen gehört, 

 in Bekräftigung des Grundsatzes der Unzulässigkeit des 
kriegerischen Gebietserwerbs, 

 sowie in Bekräftigung der Illegalität der israelischen Sied-
lungen in dem seit 1967 besetzten Gebiet und der israelischen 
Maßnahmen zur Veränderung des Status von Jerusalem, 

 in abermaliger Bekräftigung des Rechts aller Staaten der 
Region, in Frieden innerhalb sicherer, international anerkannter 
Grenzen zu leben, 

                      
139 A/57/621-S/2002/1268. 
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 unter Hinweis auf die gegenseitige Anerkennung der Regie-
rung des Staates Israel und der Palästinensischen Befreiungsor-
ganisation, der Vertreterin des palästinensischen Volkes140, und 
auf die zwischen den beiden Seiten bestehenden Abkommen, 
sowie darauf, dass diese Abkommen vollständig eingehalten 
werden müssen, 

 mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der Errichtung der 
Palästinensischen Behörde und der Abhaltung der ersten allge-
meinen palästinensischen Wahlen sowie von den derzeit lau-
fenden Vorbereitungen für die zweiten Wahlen, 

 davon Kenntnis nehmend, dass der Generalsekretär den 
Sonderkoordinator der Vereinten Nationen für den Nahostfrie-
densprozess und Persönlichen Beauftragten des Generalsekre-
tärs bei der Palästinensischen Befreiungsorganisation und der 
Palästinensischen Behörde ernannt hat, sowie von dem positi-
ven Beitrag dieser Ernennung, 

 mit Genugtuung über die Abhaltung der Konferenz zur Un-
terstützung des Friedens im Nahen Osten am 1. Oktober 1993 
in Washington und alle Folgetreffen sowie über die zur Unter-
stützung des palästinensischen Volkes eingerichteten interna-
tionalen Mechanismen, 

 mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über die tragi-
schen Ereignisse in dem besetzten palästinensischen Gebiet 
einschließlich Ost-Jerusalems seit dem 28. September 2000 
und die fortdauernde Verschlechterung der Lage, namentlich 
über die steigende Zahl der Toten und Verwundeten, hauptsäch-
lich unter der palästinensischen Zivilbevölkerung, die sich ver-
schärfende humanitäre Krise, der sich das palästinensische 
Volk gegenübersieht, und die weit verbreitete Zerstörung öf-
fentlichen und privaten palästinensischen Eigentums sowie ent-
sprechender Infrastruktur, einschließlich zahlreicher Institutio-
nen der Palästinensischen Behörde, 

 sowie mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über die 
wiederholten Einfälle in die unter palästinensischer Kontrolle 
stehenden Gebiete und die erneute Besetzung zahlreicher pa-
lästinensischer Bevölkerungszentren durch die israelischen Be-
satzungstruppen, 

 betonend, wie wichtig die Sicherheit und das Wohl aller Zi-
vilpersonen in der gesamten Nahostregion sind, und alle Akte 
der Gewalt und des Terrors gegen Zivilpersonen auf beiden 
Seiten verurteilend, 

 zutiefst besorgt über das zunehmende Leid und die steigen-
de Zahl der Opfer auf palästinensischer wie israelischer Seite, 
den Vertrauensverlust auf beiden Seiten und die besorg-
niserregende Situation im Nahostfriedensprozess, 

 bekräftigend, dass die Parteien bei allen internationalen An-
strengungen dringend kooperieren müssen, namentlich bei den 
Anstrengungen, die das Quartett der Vereinigten Staaten von 

                      
140 Siehe A/48/486-S/26560, Anlage. 

Amerika, der Russischen Föderation, der Europäischen Union 
und der Vereinten Nationen unternimmt, um die derzeitige tra-
gische Situation zu beenden und die Verhandlung zur Herbei-
führung einer endgültigen Friedensregelung wieder aufzuneh-
men, 

 1. erklärt erneut, dass es notwendig ist, eine friedliche, 
alle Aspekte einbeziehende Regelung der Palästina-Frage, des 
Kerns des arabisch-israelischen Konflikts, herbeizuführen und 
alle diesbezüglichen Anstrengungen zu verstärken; 

 2. bekräftigt ihre volle Unterstützung für den in Madrid 
eingeleiteten Nahostfriedensprozess und die zwischen der 
israelischen und der palästinensischen Seite bestehenden Ab-
kommen, betont, dass im Nahen Osten ein umfassender, ge-
rechter und dauerhafter Frieden geschaffen werden muss, und 
begrüßt in dieser Hinsicht die Anstrengungen des Quartetts; 

 3. begrüßt die Arabische Friedensinitiative, die der Rat 
der Liga der arabischen Staaten auf seiner am 27. und 28. März 
2002 in Beirut abgehaltenen vierzehnten Tagung verabschie-
dete141; 

 4. unterstreicht die Notwendigkeit einer Verpflichtung 
auf die Vision der Zwei-Staaten-Lösung und den Grundsatz 
"Land gegen Frieden" sowie der Durchführung der Reso-
lutionen 242 (1967), 338 (1973) und 1397 (2002) des Sicher-
heitsrats; 

 5. unterstreicht außerdem die Notwendigkeit der raschen 
Beendigung der erneuten Besetzung palästinensischer Bevölke-
rungszentren und der vollständigen Einstellung aller Ge-
walthandlungen, einschließlich militärischer Angriffe, Zerstö-
rungen und Terrorakten; 

 6. fordert die beteiligten Parteien, das Quartett und ande-
re interessierte Parteien auf, alle notwendigen Anstrengungen 
und Initiativen zu unternehmen, um die Verschlechterung der 
Situation aufzuhalten und alle seit dem 28. September 2000 am 
Boden ergriffenen Maßnahmen rückgängig zu machen, und die 
erfolgreiche und rasche Wiederaufnahme des Friedensprozes-
ses und den Abschluss einer endgültigen friedlichen Regelung 
sicherzustellen; 

 7. unterstreicht die Notwendigkeit 

 a) des Abzugs Israels aus dem seit 1967 besetzten palä-
stinensischen Gebiet; 

 b) der Verwirklichung der unveräußerlichen Rechte des 
palästinensischen Volkes, allen voran des Rechts auf Selbstbe-
stimmung und des Rechts auf die Einrichtung ihres unab-
hängigen Staates; 

                      
141 A/56/1026-S/2002/932, Anlage II, Resolution 14/221. 
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 8. unterstreicht außerdem die Notwendigkeit der Lösung 
des Problems der Palästinaflüchtlinge in Übereinstimmung mit 
ihrer Resolution 194 (III) vom 11. Dezember 1948; 

 9. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, in die-
ser kritischen Zeit die Gewährung wirtschaftlicher, humanitärer 
und technischer Hilfe für das palästinensische Volk und die Pa-
lästinensische Behörde zu beschleunigen, um das Leid des pa-
lästinensischen Volkes lindern, die palästinensische Wirtschaft 
und Infrastruktur wieder aufbauen und die Neustrukturierung 
und Reform der palästinensischen Institutionen unterstützen zu 
helfen; 

 10. ersucht den Generalsekretär, die Bemühungen fortzu-
setzen, die er mit den beteiligten Parteien und im Benehmen 
mit dem Sicherheitsrat unternimmt, um eine friedliche Re-
gelung der Palästina-Frage herbeizuführen und den Frieden in 
der Region zu fördern, und der Generalversammlung auf ihrer 
achtundfünfzigsten Tagung einen Bericht über diese Be-
mühungen und über die Entwicklungen in dieser Angelegenheit 
vorzulegen. 

RESOLUTION 57/111 

Verabschiedet auf der 66. Plenarsitzung am 3. Dezember 2002, in einer 
aufgezeichneten Abstimmung mit 154 Stimmen bei 5 Gegenstimmen und 6 Ent-
haltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/57/L.44 und Add.1, ein-
gebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Dschibuti, 
Guinea, Indonesien, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, 
Malaysia, Marokko, Namibia, Oman, Pakistan, Saudi-Arabien, Senegal, Somalia, 
Südafrika, Sudan, Togo, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate, Palästina. 

* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Barbuda, Argenti-
nien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herze-
gowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burun-
di, Chile, China, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demo-
kratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, 
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Fidschi, 
Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, 
Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), 
Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambo-
dscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Ko-
moren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, 
Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mau-
ritius, Mexiko, Monaco, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nica-
ragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Pa-
raguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ru-
mänien, Russische Föderation, Sambia, San Marino, São Tomé und Príncipe, 
Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Simbab-
we, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. 
Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Re-
publik, Tadschikistan, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Repu-
blik, Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte 
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Vietnam, Zypern. 

Dagegen: Costa Rica, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staa-
ten von), Vereinigte Staaten von Amerika. 

 Enthaltungen: Albanien, Nauru, Papua-Neuguinea, Salomonen, Tuvalu, Va-
nuatu. 

57/111. Jerusalem 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 181 (II) vom 29. Novem-
ber 1947, insbesondere ihre die Stadt Jerusalem betreffenden 
Bestimmungen, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 36/120 E vom 
10. Dezember 1981 und alle späteren Resolutionen, namentlich 
Resolution 56/31 vom 3. Dezember 2001, in denen sie unter 
anderem feststellte, dass alle Gesetzgebungs- und Verwal-
tungsmaßnahmen und Handlungen der Besatzungsmacht Israel, 
die den Charakter und Status der Heiligen Stadt Jerusalem ge-
ändert haben beziehungsweise ändern sollen, insbesondere das 
sogenannte "Grundgesetz" über Jerusalem und die Erklärung 
Jerusalems zur Hauptstadt Israels, null und nichtig sind und 
unverzüglich rückgängig gemacht werden müssen, 

 ferner unter Hinweis auf die für Jerusalem relevanten Reso-
lutionen des Sicherheitsrats, namentlich Resolution 478 (1980) 
vom 20. August 1980, in der der Rat unter anderem beschloss, 
das "Grundgesetz" nicht anzuerkennen, und diejenigen Staaten, 
die diplomatische Vertretungen in Jerusalem eingerichtet hat-
ten, aufforderte, diese Vertretungen aus der Heiligen Stadt ab-
zuziehen, 

 mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über jede von ir-
gendeiner staatlichen oder nichtstaatlichen Stelle ergriffene 
Maßnahme, die gegen die genannten Resolutionen verstößt, 

 erneut erklärend, dass die internationale Gemeinschaft 
durch die Vereinten Nationen ein legitimes Interesse an der 
Frage der Stadt Jerusalem und dem Schutz der einzigartigen 
spirituellen und religiösen Dimension der Stadt hat, wie aus 
den entsprechenden Resolutionen der Vereinten Nationen über 
diese Frage hervorgeht, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs142, 

 1. wiederholt ihre feste Überzeugung, dass jede von Is-
rael unternommene Maßnahme, die darauf gerichtet ist, die 
Heilige Stadt Jerusalem seinem Recht, seiner Rechtsprechung 
und seiner Verwaltung zu unterstellen, rechtswidrig und somit 
null und nichtig ist und keinerlei Gültigkeit besitzt; 

 2. missbilligt es, dass einige Staaten unter Verstoß gegen 
die Resolution 478 (1980) des Sicherheitsrats ihre diplomati-
schen Vertretungen nach Jerusalem verlegt haben, und fordert 
diese Staaten abermals auf, in Übereinstimmung mit der Charta 
der Vereinten Nationen die Bestimmungen der einschlägigen 
Resolutionen der Vereinten Nationen zu befolgen; 

 3. betont, dass eine umfassende, gerechte und dauerhafte 
Lösung der Frage der Stadt Jerusalem die legitimen Anliegen 
sowohl der palästinensischen als auch der israelischen Seite be-
rücksichtigen und auch international garantierte Bestimmungen 

                      
142 A/57/470. 




